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Merkblatt VIII Prüfung sonstiger Ansprüche

Neben der Prüfung von Unterhaltsansprüchen sind bei einer Sozi-
alhilfegewährung weitere vorrangige Ansprüche nach § 93 SGB XII 
zu überprüfen und ggf. auf den Sozialhilfeträger überzuleiten. Dabei 
handelt es sich insbesondere um folgende Ansprüche:

1. Vertragliche Ansprüche (z. B. Wohnrecht, freie Bekösti gung, Pfl ege-
verpfl ichtung, Leibrente)
2. Herausgabeansprüche nach § 528 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) 
wie zum Beispiel bei Schenkungen oder Hausübertragungen,
3. Ansprüche gegen private Versicherungen (z.B. Unfall- und Haft -
pfl ichtversicherungen).

IX Informationsp�licht

Sofern Sozialhilfe gewährt wird, sind der Heimbewohner bzw. der Be-
treuer oder Bevollmächti gte sowie die Einrichtung verpfl ichtet, dem 
Landkreis Aurich alle Änderungen anzugeben, die für die Leistungsge-
währung wichti g sind.
Dies sind insbesondere:

 1. jede Einkommensänderung

 2. Vermögensänderung, wenn diese zu einer Überschrei-
     tung der Vermögensfreigrenze führt

 3. Zimmerwechsel (Einzelzimmer / Doppelzimmer)

 4. Mitt eilung über eine beantragte höhere Pfl egestufe 
    (eine Höhererstufung kann sozialhilferechtlich erst ab 
    Bekanntgabe anerkannt werden)

 5. Änderung der Pfl egestufe

 6. Beendigung des Heimaufenthaltes (Heimwechsel, Rück-
     kehr nach Hause oder Tod des Heimbewohners)

 7. Vorübergehende Abwesenheitszeiten 
     (z. B. Krankenhaus)

 8. Erforderlichkeit von Sondenernährung.

Unterhaltsverpfl ichtete sind ebenfalls verpfl ichtet, jede Änderung in 
den wirtschaft lichen und persönlichen Verhältnissen mitzuteilen.
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Älter werden und sein
Jenes Tags, da man geboren,

die Geborgenheit verließ
und zum ersten Mal gefroren,
was uns lauthals schreien ließ.
Jenes Tags gedenkt man gerne,

wird sein eigener Chronist,
wenn er nicht schon allzu ferne

und man um die fünfzig ist.
Lässt sich feiern, gratulieren

von Geschwistern, Frau und Kind,
lädt Kollegen ein zu Bieren,

und das nächste Jahr beginnt.
Später sind die Feste leiser,

auch die Freunde, wer es sei,
werden älter, manche weiser,
sind mit mehr Bedacht dabei.

Manchen, die einst mit uns tranken,
ist nun vielerlei tabu;

sachte wenden die Gedanken
sich dem Älterwerden zu.

Macht das Leben auch Beschwerden,
ist der Zwiespalt allgemein:
Alle wollen älter werden, -

aber alt will keiner sein.

Heinrich Neye (1913 – 2002)

www.landkreis-aurich.de



Für Heimbewohner vollstationärer Pfl egeeinrichtungen 
besteht die Möglichkeit, Sozialhilfe nach dem Sozialgesetz-
buch XII (SGB XII) zu beantragen.
Sozialhilfe nach dem SGB XII kann vom Heimbewohner, 
seinem Betreuer oder einem Bevollmächtigten beantragt werden 
und ist ein höchstpersönlicher Anspruch. Sozialhilfe wird gewährt, 
sofern der Heimbewohner nicht in der Lage ist, Heimkosten aus vor-
rangigen Mitteln (Einkommen, Vermögen, Pfl egekassenleistung, evtl. 
Pfl egewohngeldleistungen) nach landesrechtlichen Pfl egegesetzen bei 
auswärtigen Heimaufenthalt zu fi nanzieren.

I Voraussetzungen für die Gewährung von Sozialhilfe

1. Rechtzeiti ge Antragstellung, da Sozialhilfe erst ab Bekannt-
 werden gewährt wird. Eine formlose Antragstellung beim 
 Landkreis Aurich ist zunächst ausreichend. Ein Grundantrag
 mit den erforderlichen Unterlagen ist nachzureichen.

2.  Die Notwendigkeit der stati onären Heimunterbringung muss 
 vom MDK bzw. von der Pfl egekasse oder vom Gesundheits-
 amt des Landkreises Aurich bestäti gt werden.

3.  Das Einkommen des Heimbewohners und seines Ehepartners, 
 die Pfl egekassenleistungen und das evtl. gezahlte Pfl ege-
 wohngeld reichen zur Deckung der Heimkosten nicht aus.

4.  Das Vermögen des Heimbewohners darf die Vermögensfrei-
 grenze in Höhe von 2.600 € nicht übersteigen. Für Ehepaare 
 gilt eine Vermögensfreigrenze in Höhe von 3.214 €.

5.  Die Einrichtung muss einen Versorgungsvertrag nach 
 § 72 Abs. 1 SGB XI und eine Vergütungsvereinbarung 
 nach § 85 SGB XI abgeschlossen haben.

II Hinweise zum einzusetzenden Einkommen und Vermögen 
(§§ 82 ff. SGB XII)

1. Einkommen:
Zum einzusetzenden Einkommen des Heimbewohners und seines Ehe-
partners gehören insbesondere:
 - Renten aller Art
 - Grundsicherungsleistungen
 - Wohngeld
 - Dividenden, Zinseinkünft e
 - Unterhaltszahlungen
 - Grundrenten nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG)
 - sonsti ges Einkommen jedweder Art.
Kindererziehungsleistungen (Geburtsjahr vor 1921) gehören nicht zum 
einzusetzenden Einkommen. Blindengeld gehört ebenfalls nicht zum ein-
zusetzenden Einkommen. Blindengeldempfänger erhalten jedoch keinen 
Barbetrag (s. auch Ziff . III).
Bei Ehepaaren wird ein Kostenbeitrag aus dem gemeinsamen Einkommen 
errechnet. 

2. Vermögen
Zum einzusetzenden Vermögen des Heimbewohners und seines Ehepart-
ners gehören insbesondere:
 - Guthaben auf Girokonten und Sparbüchern sowie Bargeld
 - Wertpapiere, Sparbriefe, Bausparverträge etc.

 - Rückkaufswerte von Lebens- und Sterbegeldversicherungen
 - Kraft fahrzeuge
 - Schmuck- oder Kunstgegenstände, Sammlungen etc.
 - Hauseigentum, Grundstücke, Ackerland etc.

Bei Hauseigentum ist zu überprüfen, ob es sich um geschütztes Grund-
vermögen nach § 90 Abs. 2 Nr. 8 SGB XII handelt. Geschützt ist nur ein 
angemessenes Hausgrundstück, das vom Hilfesuchenden oder einer 
anderen in § 19 Abs. 1 bis 3 SBG XII genannten Person (in der Regel 
Ehepartner) allein oder zusammen mit Angehörigen bewohnt wird. Bei 
der Prüfung der Angemessenheit werden strenge Maßstäbe angelegt. 
In keinem Fall ist ein Hausgrundstück geschützt, das von keiner der in 
§ 19 Abs. 1 bis 3 SGB XII genannten Person mehr bewohnt wird. Sofern 
die soforti ge Verwertung des Hausgrundstückes eine Härte darstellt 
(Ehepartner wohnt dort noch) oder nicht möglich ist, kann die Sozialhilfe 
als Darlehen nach § 91 SGB XII gewährt werden.
Ebenfalls wird geprüft , ob der Heimbewohner Vermögen an Dritt e ver-
schenkt, übertragen oder verkauft  hat (siehe auch Ziff er VIII).

III Barbetrag

Heimbewohner, für die Sozialhilfe gewährt wird, haben gem. § 27b Abs. 
2 SGB XII einen Anspruch auf Auszahlung eines monatlichen Barbetrages. 
Der Barbetrag steht dem Heimbewohner zur freien Verfügung und wird 
zum Anfang  eines jeden Monats über die Einrichtung ausgezahlt. Falls 
gewünscht, kann die Auszahlung auch auf ein Eigenkonto  des Heimbe-
wohners erfolgen. Der Barbetrag beträgt zurzeit 109,08 € (27 % der Re-
gelbedarfsstufe 1). Bezieher von Blindengeld erhalten keinen Barbetrag.

IV Zuzahlungen zu Krankenkosten

Auch Sozialhilfeempfänger haben Zuzahlungen, wie z. B. Praxisgebühr, 
Zuzahlungen bei Krankenhausaufenthalten, Medikamentenzuzahlungen, 
Rezeptgebühren etc. in Höhe von jährlich derzeit maximal 96,96 € zu be-
streiten. Bei chronisch Kranken beläuft  sich der derzeiti ge Höchstbetrag 
auf 48,48 €. Sollten dem Sozialhilfeempfänger höhere Kosten entstehen, 
so kann bei der Krankenkasse die Befreiung von der Zuzahlung beantragt 
werden. Entsprechende Belege über die bereits geleisteten Zuzahlungen 
sind bei der Krankenkasse vorzulegen.
Bei den meisten Krankenkassen besteht auch die Möglichkeit, den oben 
genannten Höchstbetrag am Ende des Vorjahres/Anfang des Jahres in 
einer Summe zu zahlen und dann eine Befreiung für das gesamte Jahr 
zu erhalten. Sofern ein Sozialhilfeempfänger dazu nicht in der Lage ist, 
besteht nach § 37 Abs. 2 SGB XII die Möglichkeit, die Zuzahlung durch 
den Sozialhilfeträger als Darlehen zu leisten. 
Der Betrag wird anschließend in monatlichen Raten vom Barbetrag 
einbehalten.

V Einmalige Beihilfen

Für sozialhilfebedürft ige Heimbewohner besteht ein Anspruch auf 
Gewährung von Bekleidungsbeihilfen. Der Umfang der Beihilfe rich-
tet sich nach Art und Anzahl der benöti gten Bekleidungsstücke. Die 
Bekleidungsbeihilfe ist vor der Anschaff ung schrift lich beim Landkreis 
Aurich zu beantragen. 

VI Unterhaltsprüfung

Sobald für einen Heimbewohner Sozialhilfe gewährt wird, gehen 
dessen Unterhaltsansprüche kraft  Gesetzes nach § 94 SGB XII auf den 
Sozialhilfeträger über. Es ist dann eine Überprüfung der persönlichen 
und wirtschaft lichen Verhältnisse der Unterhaltspfl ichti gen (in der 
Regel Kinder) erforderlich. Das bedeutet, es wird geprüft , inwieweit 
die unterhaltspfl ichti ge Person in der Lage ist, aus ihrem Einkommen 
und Vermögen Unterhaltszahlungen zur Deckung der entstehenden 
Sozialhilfeaufwendungen zu leisten. Bei einer Heimunterbringung 
sind dies neben dem Ehegatt en (gesteigert unterhaltspfl ichti g) des/
der Heimbewohners/in.
Im Rahmen der Unterhaltsüberprüfung wird ein Selbstbehalt berück-
sichti gt, der sich nach den jeweiligen Familienverhältnissen bemisst 
(Unterhaltsrechtliche Leitlinien des OLG Oldenburg). Auch bei der 
Prüfung von Unterhaltsansprüchen aus Vermögen werden Freibe-
träge berücksichti gt. Es erfolgt eine schrift liche Auff orderung zur 
Off enlegung der Vermögens- und Einkommensverhältnisse, um dann 
feststellen zu können, ob eine Unterhaltsfähigkeit besteht. Unter-
haltsbeiträge sind höchstens in Höhe der tatsächlichen Sozialhilfeauf-
wendungen zu zahlen.

VII Bestattungskosten

Versti rbt ein Sozialhilfeempfänger, so sind die Bestatt ungskosten 
vorrangig aus dem Nachlass zu bestreiten. Sollte sich im Vorfeld ab-
zeichnen, dass der Nachlass nicht zur Deckung der Bestatt ungskosten 
ausreicht, haben die zur Bestatt ung Verpfl ichteten nach dem Nds. 
Bestatt ungsgesetz (jedoch erst, wenn keine vertraglich Verpfl ichte-
ten, Erben, leistungsfähige Unterhaltsverpfl ichtete vorhanden sind) 
die Möglichkeit, beim Sozialamt die Gewährung einer Beihilfe zu 
beantragen (Antragsrecht).
Die Antragsbearbeitung umfasst eine umfangreiche Einkommens- 
und Vermögensüberprüfung nach sozialhilferechtlichen Maßstäben. 
Sofern es keine Verpfl ichteten gibt oder keiner bereit ist, die Bestat-
tung zu veranlassen, wird die Bestatt ung durch das Ordnungssamt 
des Sterbeortes durchgeführt.des Sterbeortes durchgeführt.


